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Abkürzungen

1. Einleitung

Diskussionen über Theorie und Praxis der Bretton-Woods-Institutionen, IWF und Weltbank, beinhalten zumeist ein hohes Maß an Kritik an diesen Institutionen. Nun soll diese Arbeit jedoch keine Kritiksammlung sein, vielmehr will ich versuchen die Rolle von IWF und Weltbank bei der russischen Wirtschaftstransformation zu beleuchten. Im Hintergrund steht die Frage, warum IWF und Weltbank eine führende Rolle bei der Unterstützung der Transformation übernahmen, wie sich das Verhältnis zur Politik der westlichen Industrienationen darstellt und natürlich, ob das Engagement in Russland erfolgreich war oder nicht. Betrachtet wird der Zeitraum von 1992 bis zur Krise 1998.

2. Russlands Weg zum IWF

Die rechtliche Grundlage für die Existenz von IWF und Weltbank ist der Vertrag von Bretton-Woods von 1944. Obwohl die Sowjetunion (UdSSR) zu den Unterzeichnern dieses Vertrages gehörte, trat sie den Institutionen selbst nie bei. Besonders der IWF galt als der verlängerte Arm Washingtons. Bei einer Sperrquote von 18,5 % der USA sicherlich nicht völlig unbegründet. Die Haltung der UdSSR ändert sich erst unter Führung von Michail Gorbatschow und war zum einen seinen neuen außenpolitischen Grundsätzen (siehe Referat "Afghanistan" / WS 01/02), zum anderen den hohen Verbindlichkeiten der UdSSR geschuldet. Eine Aufnahme der UdSSR in den IWF stand nicht  auf der westlichen Agenda, bis Gorbatschow 1987 ankündigte, die volle Mitgliedschaft im IWF zu beantragen. Die "Drohung" wurde zwar nie wahr gemacht, aber die westlichen Industrienationen mussten nun jederzeit mit einem Antrag rechnen. Während die USA gegen einen Beitritt waren (man bedenke, dass die UdSSR noch zum "evil empire" zählten), sprachen sich die europäischen Staaten  insbesondere Frankreich unter Francois Mitterand und Deutschland unter Helmut Kohl für einen Beitritt aus. Die verschiedenen Interessen sollen später genauer betrachtet werden. Die USA boten 1990 der UdSSR eine so genannte "assoziierte Mitgliedschaft" im IWF an. Das bedeutete  Mitglied im vornehmen Club zu sein, aber keine Gelder / Kredite ziehen zu können. Die Möglichkeit einer solchen Mitgliedschaft existierte indes überhaupt (noch) nicht. Das Angebot empfand man auf russischer Seite wohl nicht der russischen Größe angemessen und um einer Zweitklassigkeit Russlands entgegen zu wirken, beantragte Gorbatschow 1991 die volle Mitgliedschaft. Scheinbar eine Sackgasse, da der Westen wegen des russischen Vorgehens im Baltikums alle Rücktrittsangebote vorerst auf Eis gelegt hatte.

Die Haltung der westlichen Staaten änderte sich allerdings sehr schnell nach dem Augustputsch 1991, als man Gorbatschow festsetzte. Nur zwei Monate nach dem Putschversuch wurde die UdSSR "assoziiertes Mitglied" im IWF. Nur wenig später, im April 1992, bekam Russland die volle Mitgliedschaft. Bedingung hierfür war die Einigung über die weitere Vorgehensweise bei der Transformation in einem "Memorandum on Economic Policies". Die Verhandlungen um die russische Quote gestalteten sich schwierig, da auch die Quote ein gewisses Prestige darstellte. Russland fordert also eine höhere Quote als die restlichen Staaten zuzugestehen bereit waren. Letztlich lag die russische Quote bei 2,79 % (ca. 2,9 Mrd. SZR = ca. 4 Mrd. US-$), also etwa der Hälfte der Quote von Deutschland. Russland erhielt dafür einen eigenen Exekutivdirektor, es musste sich also in keine Ländergruppe einfügen. Zudem wird im Verlauf zu sehen, erhielt Russland eine Art "Sonderstatus", als die Verhandlungen zunehmend mit dem geschäftsführenden Direktor des IWF direkt geführt wurden, nicht wie in anderen Ländern mit einem anonymen Beraterstab.

3. Ausgangssituation

Es sollen hier kurz die Ausgangssituation und die Interessenlagen aufgezeigt werden.

3.1. Die Situation in Russland

Laut Transformationstheorie besitzt eine jede Transformation einen Ausgangspunkt und einen zu erreichenden Endpunkt. Ausgangspunkt der russischen Transformation war die kommunistische Planwirtschaft, die einer Marktwirtschaft weichen sollte. Dieser Wandel erforderte eine umfangreiche Umschichtung von Ressourcen und den Auf- bzw. Umbau von Institutionen. Die Umwandlung der Wirtschaft wird durch Reformen gesteuert. Dabei unterscheidet man in zwei Arten von Reformierung. Die erste Variante ist so genannte "Schockreform" (transition by chance). Bei der zweiten handelt es sich um die "sanfte Reformen" (transition by design). Hier werden die notwendigen Reformen im Gegensatz zur Schockreform eher langsam (graduell) durchgeführt. Die transformationsimmanente Rezession zu Beginn der Transformation dauert so zwar länger. Sie ist aber nicht so stark wie die Rezession bei der Schockreform. Diese führt nach einer kurzen aber tiefen Rezession schnell wieder zu mehr Wachstum. Zudem ist die Reformbereitschaft bei den Akteuren (Bevölkerung, Elite) am Anfang einer Transformation am höchsten. Nach Ansicht von Kolodko
  ist eine Schockreform der Wirtschaft jedoch eher nachteilig zu sehen, da die Rezession real länger dauert, die Wirtschaftskraft nur sehr langsam steigt
. Eine Schocktherapie bringe also mehr Probleme als das sie löst. Grund ist das Fehlen von Institutionen (Regulierung des Kapitalmarktes, Investmentbanken, Börsen), das Liberalisierung und Privatisierung nicht aufwiegen können. Den Reformen sollte also  die nötige Zeit gegeben werden. Im Gegensatz zu den Mißerfolgen bei der russischen Schockreform, habe Polen mit Erfolg den Weg der graduellen Reformen beschritten, heißt es bei Kolodko. Stiglitz
 vertritt zudem die Auffassung, dass  gerade ehemalige Planwirtschaften  langsamer lernen würden
. 

Die Experten vom IWF unterstützten die russischen Reformer unter dem "Schockreformer" Yegor Gaidar, der möglichst alle Reformen auf einmal umsetzen wollte. Das sich dies als nicht unbedingt förderlich für den russischen Reformprozess erweisen sollte, soll später noch genauer gezeigt werden.

Als allgemeine Feststellung wäre hinzuzufügen, dass sich die russische Führung bewußt war, dass sich die Transformation hin zur Markwirtschaft nicht ohne finanzielle Hilfe des Westens bewerkstelligen ließ.

3.2. Das uneinheitliche Interesse des Westens

Der IWF verdankt sein Gewicht bei der Transformation der Interessenlage der westlichen Industriestaaten. Vielfache noch darzulegende Gründe hinderten besonders die USA daran unilaterale Hilfen an Russland zu vergeben. Dies heißt jedoch nicht, dass es generell keine unilateralen Zahlungen (z.B von Deutschland) gab. Die unterschiedlichen Interessen der G-7-Staaten und die unterschiedlichen Einschätzung von Tiefe und Kontinuität der russischen Transformation verhinderten eine einheitliche Strategie für die Russland-Hilfe von seiten der westlichen Industrienationen.

3.2.1 USA

Die Haltung der US-Administration stand Ende der 80er Jahre gegen einen Beitritt der UdSSR zu IWF und Weltbank. Der Wandel in der Haltung der USA resultierte aus rüstungspolitischen Zugeständnissen Russlands sowie die Unterstützung der amerikanischen Nahostpolitik (Golfkrieg) und gipfelte schließlich in dem Angebot der "assoziierten Mitgliedschaft". Das Angebot diente aber auch dazu, Frankreich und Deutschland zuvorzukommen, die Russland lieber heute als morgen im IWF gesehen hätten. Der Putschversuch 1991 rüttelt aber auch die USA wach, die Gefahr einer instabilen Atommacht durfte dabei nicht außer Acht gelassen werden.

Die US-Administration (besonders nach dem Antritt von Bill Clinton) war also an einer Stabilisierung Russlands interessiert. Die Hilfe konnte allerdings nicht unilateral erfolgen, da hier die Zustimmung des Kongresses notwendig geworden wäre. Diese war unwahrscheinlich, die Steuergelder waren schon knapp genug (Haushaltsdefizit unter G. Bush bei ca. 6 %d des BIP), zudem verlangte die öffentliche Meinung nach einer Art "Friedensdividende" nach dem man Westeuropa so lange gegen den Kommunismus verteidigt hatte. 

Da unilaterale Hilfe nicht möglich war, versuchte die US-Administration IWF und Weltbank für finanzielle Hilfen zu mobilisieren. Durch hohen politischen Druck "überzeugte" man den IWF oft gegen die eigene Überzeugung Kredite zu vergeben. 

3.2.2 Deutschland

Die deutschen Interessen waren vielschichtig. Zum einen war man auf Grund der geopolitischen Lage an einem stabilen Russland interessiert. Man fürchtet für den Fall ungeordneter Verhältnisse mit einer Wellen illegaler Einwanderer. Der Abzug der russischen Armee aus Deutschland sei als weiterer Faktor genannt, ebenso Hoffnung auf Rückzahlung der russischen Schulden. Deutschland war der größte Gläubiger Russlands. Ein weiteres Interesse galt Russland als unerschlossener Absatzmarkt. Im Schutz der deutschstämmigen Aussiedler liegt ein weiterer Faktor. Deswegen sprach sich Deutschland bereits früh für eine volle Mitgliedschaft im IWF aus.

4. Das Engagement von IWF und Weltbank  

Im folgenden Abschnitt soll zunächst auf die theoretische Grundlage für die Arbeit von IWF und Weltbank  - den Washingtoner Konsens eingegangen werden. Dieser wirf die Frage auf, ob denn die Mittel von IWF und Weltbank überhaupt für die Transformation  von  kommunistischen Plan- in pluralistische Marktwirtschaften geeignet waren. 

In den weiteren Abschnitten sollen dann Strategie und Chronik der Arbeit von IWF und Weltbank betrachtet werden. Anschließend wird der Erfolg der Reformen nach dem Washingtoner Konsens an einzelnen Beispielen der russischen Transformation untersucht.

4.1       Der Washingtoner Konsens  

Unter dem Begriff des Washingtoner Konsens versteht man die makroökonomische Strategie der Bretton-Woods-Institutionen. Ursprünglich bezeichnet es ein Abkommen zwischen IWF und Abkommen zur Regelung der jeweiligen Zuständigkeiten. Heute gilt der Washingtoner Konsens als Bezeichnung für die theoretische Grundlage von IWF und Weltbank. Dabei wird den Institutionen oft ein doktrinäres, fast ideologisches Festhalten am Washingtoner Konsens und seinen Implikationen vorgeworfen. Bei IWF und Weltbank herrsche, so die Kritik, ein dogmatischer Glaube an die Selbstregulierung des Marktes (Minimum an Staat, Maximum an Markt). Reformen nach dem Washingtoner Konsens erachten für die makroökonomische Stabilisierung und Wirtschaftswachstum eines Landes einen bestimmten Maßnahmekatalog für notwendig. Darunter fallen die starke Reduzierung der staatlichen Ausgaben (strenge Budgetdisziplin), die Reduzierung von Krediten, die Freigabe der Löhne, die Deregulierung der Märkte, die Privatisierung von Staatseigentum, hohe Realzinssätze zur Senkung der Inflation, die Verkleinerung des Staatsapparates und die Beseitigung von Haushalts-  und Bilanzdefiziten. Zusammenfassend lassen sich die drei Hauptprinzipien also auf die Privatisierung, Deregulierung und Liberalisierung reduzieren. Die institutionale Infrastruktur wird dabei wenig bis gar nicht berücksichtigt. Institutionen entstehen nach Weltbild des Washingtoner Konsens automatisch nach Stabilisierung und Wachstum, wenn sie nicht schon vorhanden seien. Eigentlich als Reaktion auf die lateinamerikanische Schuldenkrise in den 80er Jahren entstanden, galten die Maßnahmen des Washingtoner Konsens bald als "Allheilmittel" für alle anderen Staaten
. Auf das so genannte Standardprogramm wurde auch bei der Transformation Russlands bestanden. Es ist allerdings mehr als fraglich, ob man mit Reformen, die eigentlich für Entwicklungsländer konzipiert waren, auch bei der Transformation von ehemaligen Planwirtschaften erfolgreich arbeiten kann. 

4.2  Der Internationale Währungsfond 

4.2.1 Die Strategie 

Ziel der Arbeit des IWF ist laut Statut die Gewährung finanzieller Hilfen für Mitgliedsstaaten zur Überbrückung von Zahlungsbilanzdefiziten, also letztendlich die makroökonomische Stabilität eines Landes. Um Kredite vom IWF zu erhalten, muss sich ein Nehmerland mit dem IWF auf bestimmte Vorgehensweisen / Reformen abstimmen. Der IWF gewährt nach Erfüllung der Konditionen dann den Kredit. Diese so genannte Konditionalität gilt als wichtigste Regel für die Vergabe von IWF-Krediten. Die Forderungen des IWF gestalten sich oft als sehr tief in die Autonomie eines Landes eingreifend. So gibt der IWF mit seinen "Vorschlägen" teilweise Gesetze vor und bestimmt, wie im Falle Russlands etwa, welche Verordnungen erlassen werden müssen. 

Die Strategie für die Unterstützung der russischen Transformation gliederte sich in drei Phasen. Nach Reformzusagen seitens der russischen Regierung, sollte der IWF einen Kredit in Höhe von 1 Mrd. US-Dollar zur Unterstützung der Reformen erhalten (Phase I). Die Erfüllung der Reformzusagen sollte dann mit einem höheren Kredit belohnt werden (Phase II). Danach sollte in Phase drei die russischen Regierung eine einheitliche Rubelzone schaffen und im Anschluss die Gelder aus dem Topf des von den G-7-Staaten in Aussicht gestellten Rubelstabilisierungsfonds erhalten (6 Mrd. US-Dollar). Eine Zusammenarbeit mit dem IWF wurde also zur Voraussetzung auch für die Unterstützung der G-7-Staaten.

4.2.2 Die Vergabepolitik des IWF 

Die russische Regierung sicherte in einem "Memorandum Of Economic Policies" verschiedene Reformen zu. Durch eine restriktive Geld- und Finanzpolitik sollten Haushaltsdefizit und Inflation gesenkt werden. Außerdem versprach man den Abbau von Subventionen, eine generelle Kürzung der staatlichen Ausgaben, die Freigabe der Löhne, die Reform des Steuerwesens, Reformen in Landwirtschaft und auf dem Energiesektor sowie die Liberalisierung des Außenhandels. Staatsbetriebe sollten privatisiert werden, zum Teil in Aktiengesellschaften, um so ausländisches Kapital nach Russland zu locken.

Zu Beginn des IWF-Engagements 1992 fuhren die Schockreformer unter Gaidar einen harten Reformkurs, dessen Ziel es war, alle Reformen so schnell wie möglich um zu setzen, am besten alle auf einmal. Der IWF unterstützte den harten Reformkurs. Die Reformen lösten in Russland jedoch eine Hyperinflation aus, die Reformen unter Gaidar mussten das Reformtempo drosseln als der innenpolitische Druck gegen die Reformen immer größer wurde. Das lag zum einen an den hohen sozialen Kosten, die die Reformen mit sich brachten (Nettolohnverlust, Preisexplosion). Zum anderen lag es an den innenpolitischen Instabilitäten, welche sich durch die Doppelherrschaft von Parlament und Präsident ergaben. Zudem sank der reformbejahende Konsens in der Bevölkerung. Die Arbeit des IWF wurde eher als schädlich denn positiv empfunden. Die Reformen wurden also gelockert. Der Haushalt war formell zwar ausgeglichen, jedoch nur auf Grund von Nebenhaushalten und zeitlichen Verschiebungen von Einnahmen und Ausgaben. 

Der IWF sperrte sich wegen der Nichteinhaltung der Konditionen / Reformzusagen gegen die Auszahlung eines Kredites. Darauf begannen die USA den IWF unter Druck zu setzen und forderten die Auszahlung des geplanten Kredites von 1 Mrd. US-Dollar. Der IWF solle doch mehr Phantasie zeigen, hieß es aus Washington. Der Druck der USA folgte nicht zuletzt nach rüstungspolitischen Zugeständnissen Russlands. Dem IWF drohte außerdem eine Art "Sündenbockrolle" sollte er den Kredit verweigern und dadurch für das Scheitern der russischen Transformation verantwortlich gemacht werden. In Moskau versprach man dem geschäftsführenden Direktor des IWF, Michael Camdessus, nochmals die Reformen voranzutreiben, die Inflation und das Haushaltsdefizit zu senken und keine Kredite mehr an Staatsbetriebe zu vergeben. Der IWF lenkte schließlich ein und zahlte im Juni 1992 den ersten Kredit (1 Mrd. US-Dollar) aus, obwohl die Konditionen nicht erfüllt wurden. Auch die Auszahlung des Kredits bedurfte eines Tricks.  Da Russland die erforderlichen 23% seiner Quote nicht einzahlen konnte, was aber für die erstmalige Kreditgewährung erforderlich ist, mussten die USA und die Schweiz das Geld erst vorstrecken, damit Russland überhaupt einen Kredit nehmen konnte. Zum Sprachgebrauch sei hier vermerkt, dass sich in Literatur oft der Begriff "Unterstützung" findet, es sich bei dieser Unterstützung aber um verzinsliche Kredite handelte, die auch zurück gezahlt werden mussten, d.h. Russland noch mehr Schulden aufdrückten.

Präsident Boris Jelzin wollte den lähmenden Streit mit dem Parlament 1993 durch eine Änderung der Verfassung bewerkstelligen. Der Verfassungsentwurf sollte in einem Referendum bestätigt werden. Die G-7-Staaten unterstützten Jelzin in der zugespitzten Lage, indem sie ihm ein Hilfspaket in Höhe von  43,4 Mrd. US-Dollar in Aussicht stellten, wobei der hohe Betrag künstlich zusammen gerechnet wurde, so wurden beispielsweise auch alte Hilfsversprechen einfach mit dazu addiert. Auch der IWF sollten sein Schärflein
 zum Hilfspaket beitragen. Problematisch war hier aber, dass der IWF eigentlich keine weiteren Kredite hätte geben können, da Russland die Konditionen nicht im geringsten erfüllt hatte. Der Westen hielt eine schnelle Hilfe aber für dringend geboten. Der IWF wollte nach dem Fiasko mit dem ersten Kredit, eine zweite Finanzspritze härter verhandeln. Die Verhandlungen drohten damals zu scheitern, da Russland wegen der Unnachgiebigkeit des IWF und damit verbundenen niedrigen Aussicht auf "frisches" Geld, das Interesse an IWF-Gelder zu verlieren schien. Der IWF "erfand" schließlich mit der Systemtransformationsfazilität (STF
) ein Instrument mit niedrigerer Konditionalität, Voraussetzung für "weiche" Kredite an Russland. Zwar war die STF offiziell für alle Transformationsländer gedacht, die Notwendigkeit von weniger konditionierten Krediten für Russland kann aber als Hauptgrund für die Schaffung der STF angesehen werden. Dabei ist kann neben dem Druck durch die G-7-Staaten auch ein Eigeninteresse des IWF an Beibehaltung einer führenden Rolle bei der russischen Transformation als ursächlich gesehen werden. Die STF wurde in den USA demzufolge auch als "Modernisierung" begrüßt.

Problematisch ist hier aber zu sehen, dass "weiche" Kredite dem Gütesiegel entgegenwirken, welches IWF-Kredite sonst darstellen. Einerseits forderte der Westen also die Aufweichung des Gütesiegels, andererseits benötigte der Westen das Gütesiegel "IWF" als Konditionalität für Abkommen mit anderen Institutionen wie  Weltbank, Pariser oder Londoner Club.

Die Auszahlung der ersten STF-Tranche erfolgte allerdings erst nach politischen Druck aus den USA. Der IWF hatte auf konkreten Maßnahmen vor Auszahlung der Tranche beharrt, etwa einer Anhebung der Zinssätze sowie einer strengeren Ausgabendisziplin. Auch die Verhandlungen für die zweite Tranche folgten dem bewährten Muster. Der IWF machte Auflagen, die von Russland nicht erfüllt wurden. Daraufhin verweigerte der IWF einen neuen Kredit, was wiederum den Druck der G-7-Staaten hervor rief. Camdessus flog dann persönlich nach Moskau und ließ sich Reformen versprechen, von deren Nichterfüllung man eigentlich schon überzeugt war. Dennoch zahlte man den Kredit aus. Öffentlich wehrte man sich dann aber heftig gegen den Vorwurf der Politisierung des IWF.

Die Haltung der G-7-Staaten änderte sich jedoch im Laufe des Jahres 1994. Auch die USA drängten auf eine härtere Konditionalität gegenüber Russland. Diesen Wandel bekam Russland etwa bei den Verhandlungen über einen Stand-By-Kredit zu spüren, die schließlich scheiterten. Die Voraussetzungen für einen Kredit waren auch denkbar schlecht. Regierung und Zentralbank hatten wieder verstärkt Kredite an Staatsbetriebe vergeben, die Inflation befand sich wieder im Steigen. Zudem verlief die Privatisierung nur sehr schlecht. Nach russischen Angaben wurden zwar 70.000 kleinere und 15.000 mittlere und größere Unternehmen privatisiert. Dabei handelte es sich aber eher um "formalrechtliche Umwandlungen"
. Zudem war der Haushaltsentwurf für 1995 erkennbar verfehlt, es handelte sich außerdem um den Entwurf von 1994. Da auch Deutschland nicht mehr zu weiteren bilateralen Hilfen bereit war, die russische Armee war ja inzwischen abgezogen, gab es in Russland eine Art "Erwachen". Dringende Reformen wurden nun schnell per Dekret umgesetzt. 

Dennoch gewährte der IWF im April 1995 einen Stand-By-Kredit in Höhe von 6,8 Mrd. US-Dollar, jedoch nicht auf Grund eines russischen Reformerfolges, die ökonomische und politische Lage hätte einen Kredit dieser Höhe nicht erlaubt, sondern allein wegen der Tatsache, dass die russische Regierung den Kredit bereits im Haushalt vorgesehen hatte. Man wollte beim IWF nicht schuld an einem Scheitern der Transformation sein. Das Besondere an dem Kredit war, dass der über mehrere Jahre in monatlichen Tranchen ausgezahlt werden sollte, zudem erst nach einer monatlichen Überprüfung der russischen Wirtschaftsdaten.

Die Russland-Hilfe stand 1996 nicht mehr an erster Stelle der internationalen Agenda. Es bedurfte schon großer Hiobsbotschaften um die Hilfe für Russland noch einmal aktuell werden zu lassen. Eine solche Hiobsbotschaft war der Wahlerfolg der Kommunisten bei der Dumawahl 1995 (22%), ein schlechtes Omen für die Präsidentschaftswahl ein Jahr später, da Jelzins Umfragewerte im Keller waren. Die Wahl der kommunistischen  Parteichefs Sjuganow zum Präsidenten wollte der Westen um jeden Preis verhindern. Der IWF wurde zu einem 10,1-Mrd -US-Dollar-Kredit aus dem EFF-Programm (Erweiterte Fondsfazilität) genötigt, mit einer dreijährigen Laufzeit und monatlicher Auszahlung nach Monitoring. Die ersten Tranchen wurden jedoch unkonditioniert freigegeben, sie hatten keine ökonomische Rechtfertigung, waren also politisch motiviert, was der IWF allerdings stets mit Verweis auf den Zyklus der russischen Haushalts zurückwies. Die ökonomische Situation Russlands war allerdings mehr als schlecht. Jelzin  versprach Wahlgeschenke in zweistelliger Milliarden(dollar)höhe. Die geplanten Staatseinnahmen von sanken von  7 Mrd. US-Dollar auf 1,8 Mrd. US-Dollar, die Kosten des Tschetschenien-Krieges fanden sich in keinem Haushalt wieder. Zudem ließ die Entlassung des reformorientierten Tschubais Zweifel an der Ernsthaftigkeit des russischen Reformwillens aufkommen. Nachdem Jelzin die Wahl gewonnen hatte, setzte der IWF die Auszahlung weiteren EFF-Tranchen aus. Erst als Jelzin die Wirtschaftspolitik wieder in die Hände von Tschubais und Nemzow legte, gab der IWF als Belohnung die eingefrorenen Tranchen wieder frei. Hier zeigt sich einmal mehr der enorme Einfluss des IWF auf die russische Politik

Die russische Finanzkrise von 1998 löste eine weltweite Finanzkrise aus. Russland stellte seinen Schuldendienst ein. Der Rubel stürzte nach der Freigabe, gegen die sich der IWF lange Zeit gesperrt hatte, ins Bodenlose. Die Gründe für den Zusammenbruch der russischen Finanzen sind vielfältig. Zum einem lag es an einer unverantwortlichen Steuerpolitik, wo große Unternehmen keine Steuern zahlten, das Kapital vielmehr auf schweizerische und zypriotische Konten abfloss. Zudem drückte die Zahlungen des Schuldendienstes trotz Umschuldungsabkommen schwer auf den russischen Haushalt.So bestand etwa der IWF noch auf die Zahlung von 6 Mrd. US-Dollar als sich die Krise bereits abzeichnete. Als weitere Gründe für die Krise können die Asienkrise und die daraus folgende Verteuerung von Krediten genannt werden. Auch der stark gefallene Ölpreis hatte seinen Anteil an der Krise. Verstärkend kam der Druck des IWF hinzu, die Überbewertung des Rubels aufrecht zu erhalten, sogar extra Kredite dafür aufzunehmen. Grund hierfür war die Angst vor einer Inflationsspirale. Es stellt sich allerdings die Frage, ob eine Schuldenspirale positiver ist als eine Inflationsspirale. 

Der Westen eilte auch diesmal wieder zu Hilfe. Erstmals seit 20 Jahren beschlossen die IWF-Mitgliedsstaaten die Allgemeinen Kreditvereinbarungen zu erhöhen (quasi den IWF-Grundstock zu erhöhen). Die direkte Unterstützung erfolgte dann zum größten Teil über einen Stand-By-Kredit in Höhe von 11,2 Mrd. US-Dollar und über einen CCFF-Kredit zur Unterstützung der Währung in Höhe von 2,9 Mrd. US-Dollar. Der IWF drängte die russischen Regierung zu einer strikten Haushaltskonsolidierung, etwa durch eine Erhöhung auf der Einnahmenseite. (Eine Reduzierung der Ausgaben war wohl nicht mehr möglich.) Die Vorschläge von Camdessus wie eine Einnahmensteigerung zu erreichen sei, muten dabei fast schon realitätsfremd an. So forderte er zum Beispiel die stärkere Besteuerung von hochoktanigem Benzin, wo russische Wagen doch bekanntermaßen Motoren besitzen, die niederoktaniges Benzin benötigen. Ein anderer Vorschlag sah die stärkere Besteuerung von Wodka vor, ohne zu bedenken, wieviel Tote und Verletzte das darauf sicher folgende Schwarzbrennen gekostet hätte. 

4.3      Die Weltbank 

4.3.1 Die Strategie 

Im Gegensatz zum IWF liegen die Ziele der Weltbank eher im Bereich der Förderung der wirtschaftlichen Struktur eines Landes. Als übergeordnetes Ziel steht bei der Weltbank die Bekämpfung der Armut in der Welt über allen Aktivitäten. Zumindest theoretisch heißt daher die Leitlinie der Weltbank: " Our dream is a world free of poverty!" Dies schließt auch den Schutz von Umwelt und Landschaft mit ein. Das Engagement der Weltbank zielt also eher auf eine langfristige Wirtschaftsentwicklung ab. Die Arbeit der Weltbank drückt sich dabei meist in Projekten aus. Problematisch ist aber die Tendenz der Weltbank nur Großprojekte als sinnvoll, bzw. rentabel anzusehen. Dies führt in der konkreten Arbeit zu großen sozialen Folgekosten für die Bevölkerung eines Landes. Bei der Umsetzung von Weltbank-Projekten wurden zum Beispiel 1993 rund zwei Millionen Menschen zwangsumgesiedelt. Da es sich bei den Projekten oft um Großprojekte handelt, liegen die Projektkosten meist auch in der Zerstörung von Umwelt und Landschaft, die zu schützen der Weltbank eigentliche Aufgabe ist. 

Die Strategie für die Wirtschaftsunterstützung in Russland beruhte auf fünf Säulen. Als erstes galt das Interesse der Weltbank der Reform der russischen Unternehmen inklusive Privatisierung und Verbesserung der Unternehmensführung. Weiterhin verfolgte man die Einführung einer  Wettbewerbs-/Antimonopolspolitik als zweite Säule. Die dritte Säule bestand in der Verbesserung der Bedingungen für direkte Auslandsinvestitionen. Säule vier sah die Reform des Finanzsektors vor. Der Ausbau (bzw. Aufbau) eines sozialen Sicherheitsnetzes ist als fünfte Säule der Weltbankstrategie genannt.

4.3.2   Das Engagement der Weltbank 

Zur Umsetzung der  Ziele genehmigte die Weltbank von 1992 verschiedene Projekte, die Zahl der Projekte und deren Höhe gestaltete sich jedes Jahr unterschiedlich, zum Teil wurden neue Projekte bewilligt, andere Projekte wurden nur weitergeführt. 1992 bewilligte die Weltbank vier Projekte mit einem Gesamtvolumen von 1,4 Mrd. US-Dollar (siehe Anhang). Das Sanierungsdarlehen sollte die Finanzierung von Importen ermöglichen, um das Programm zur Wirtschaftsstabilisierung der russischen Regierung zu unterstützen. An dieser Stelle sei kurz auf die Absatzmarktthese von 3.2.2. verwiesen. Weitere Mittel gab es auch für Projekte wie die Verbesserung der Arbeitsverwaltung, das heißt die bessere Verwaltung der Arbeitslosigkeit, die durch die IWF-treuen Reformen entstand. 610 Millionen US-Dollar wurden für die Sanierung des Erdölsektors bereitgestellt, dabei handelte es sich vor allem um die Unterstützung  von Erdölproduktionsstätten in Westsibirien. Auf eine weitere detaillierte Auflistung von Projekten und Projektvolumen sei hier verzichtet, ein solche findet sich im Anhang. 

Rund ein Drittel der Weltbankdarlehen gingen in den Energie- und Umweltsektor. Bei den Energieprojekten gingen die Gelder überwiegend in die Erdöl- und die Kohleindustrie. Ein ähnlich hoher Teil der Weltbankgelder floss in Projekte der infrastrukturellen Verbesserung, etwa in die Sanierung und Instandhaltung von Fernverkehrsstraßen. Den dritthöchsten Anteil (ca. 20%)  vergab die Weltbank durch nicht projektgebundene Darlehen. Voraussetzung für die Genehmigung von Weltbankdarlehen war stets ein Abkommen oder eine "erfolgreiche" Zusammenarbeit zwischen Russland und IWF.

Erstaunlich ist der sehr geringe Prozentsatz von Weltbankgeldern, der tatsächlich ausbezahlt wurde. Von insgesamt ca. 6,45 Mrd. US-Dollar an zugesagten Mitteln wurden nur 30 % ausgezahlt. Rund 3 % wurden auch gleich an Zinsen und Gebühren von der Weltbank einbehalten. Die Weltbank ist ja bekanntlich, wie der Name schon sagt, eine Bank, was die Kritik an der generellen Eignung einer Bank, die Zinsen und Gebühren berechnet, als Hilfsorganisation hervor bringt. Der geringe Anteil an ausbezahlten Mitteln liegt laut Goricki ursächlich an dem geringen politischen Druck seitens der G-7-Staaten. Dieser fehlende Druck bot der Weltbank die Chance höheren Druck auf die russischen Behörden auszuüben und bei mangelnder Kooperation bewilligte Gelder zurück zu behalten. Das in der Tat aber die Weltbank ebenso wie der IWF unter dem Druck der Politik stand, sei später belegt (siehe 4.4).  Als ein weitere Faktor für die geringe Ausbezahlung der Gelder kann die Ineffizienz der russischen Bürokratie genannt werden
. Als Beispiel sei hier angeführt, dass für die Genehmigung eines Weltbankprojekts eigens ein Mitarbeiter der Weltbank nach Moskau fliegen musste, um die nötigen Dokumente nach Washington zu faxen.  Außerdem rief Russland auch nicht alle Gelder ab, so wurden die 1992 bewilligten Darlehen nicht abgerufen, da die Mittel wegen ungenügender Projektvorbereitung nicht eingesetzt werden konnten. Ein weiterer Grund für den geringen Anteil der Auszahlung gilt das Gerangel um Projektgenehmigungen im russischen Parlament, besonders zu den Zeiten der Doppelherrschaft von Parlament und Präsident. Um die oft langwierigen Genehmigungsprozeduren zu umgehen, vereinbarten Weltbank und Duma, dass nur noch Darlehen über 100 Mio US-Dollar vom Parlament genehmigen seien. Das bedeutet natürlich Wasser auf die Mühlen derer, die der Weltbank seit jeher Intransparenz und Agieren außerhalb der verfassungsmäßigen Gleise vorwerfen. 

4.4       Zum Verhältnis von IWF und Weltbank

Von der theoretischen Zielstellung hergeleitet, operieren IWF und Weltbank auf unterschiedlichen Gebieten. Die Weltbank zielt auf eine langfristige Strukturpolitik ab, der IWF auf die makroökonomische Stabilisierung. Doch beim genaueren Hinsehen offenbaren sich durchaus auch Überlappung und Überschneidungen der Kompetenzen von IWF und Weltbank. Hatte eigentlich die Weltbank den Kampf gegen die Armut als Ziel besetzt, so nahm sich auch der IWF seit Mitte der 90er Jahre, etwa in seinem EFF-Programm, der Sozialpolitik als eins der entscheidenden Standbeine für seine Arbeit an. Es ist eine Überlegung wert, inwieweit dieser Wandel auf die ständige Kritik an den hohen sozialen Kosten eines IWF-gesteuerten Reformprogramms zurück zu führen ist. Die Entdeckung der Sozialpolitik durch und für den IWF scheint zwar ein positiver Haltungswechsel in der Politik des IWF zu sein, die Eingriffe des IWF in die politischen Entscheidungen eines Landes aber werden dadurch immer stetiger und umfangreicher. 

Auch die Entscheidungen der Weltbank über die Vergabe von Krediten werden zum Teil erheblich durch den IWF  beeinflusst. Als Beispiel sei hier ein Weltbankkredit in Höhe von 6 Mrd. US-Dollar genannt, mit dem das sich in der Krise befindliche Russland 1998 mit gerettet werden sollte. Die Experten der Weltbank stellten sich gegen einen solchen Kredit, da er aus ihrer Sicht ökonomisch unsinnig schien. Zum einen hätte der Kredit Russland nur neue Schulden aufgelastet, zum anderen neue Reformen durch eine Form des "moral hazard" verhindert. Russland sollte von der "too-big-to-fail"-Haltung abgebracht werden. Zudem sei der Kredit sinnlos, so sie Experten der Weltbank, da er den Wechselkurs stützen sollte, was bei Überbewertung des Rubels nutzlos wäre. Zudem würde die herrschende Korruption dafür sorgen, dass sich die Gelder binnen wenige Woche auf den ausländischen Konten der Oligarchen befinden würden. Der IWF setzte die Weltbank aber weiter unter Druck und nach der "Überredung" durch Bill Clinton einigte man sich schließlich auf einen Kompromiss, der die Ankündigung einer hohen Summe vorsah. Diese sollte dann aber monatlich konditioniert ausgezahlt werden. Die Weltbank verlangte hierfür Reformen der öffentlichen Energieversorger, eine positivere Entwicklung des Privatsektors, die Konsolidierung des Haushaltes und die Reform des Bankensektors. Schon an Hand der Forderungen "Haushaltskonsolidierung" und "Privatisierung" , die sich immer wieder in den Forderungen der Weltbank wiederfinden, ist ein Wildern im Kompetenzfeld des IWF erkennbar. 

4.5 Beispiele der russischen Transformation unter Führung des IWF

Liberalisierung / schnelle Freigabe der Preise 1992

Die Folgen der vom IWF unterstützten schnellen Liberalisierung, Freigabe von Löhnen und Preisen waren eine Hyperinflation sowie die fast vollständige Vernichtung der Ersparnisse von russischen Bürgern. Der IWF verordnet darauf hin eine Inflationsbekämpfung durch überhöhte Zinssätze an. Dies hatte allerdings zur Folge, dass auch das kleinste Anzeichen für Wirtschaftswachstum abgewürgt wurde, was wiederum zu einem Anstieg der Inflation führte. Das zweite Instrument im Kampf gegen die Inflation war für den IWF die Überbewertung des Rubels, meist durch immer neue Kreditaufnahmen unterstützt. Dies erschwerte den Export russischer Waren, begünstigt aber den Import ausländischer Produkte.

Hier sei noch einmal Kolodko vorgebracht, nach dessen Meinung eine langsam aber stetig fallende Inflation die bessere Grundlage für Wirtschaftswachstum und Wirtschaftsklima sei, als eine rigide Inflationsbekämpfung. Durch die Vernichtung der Ersparnisse war außerdem kein Kapital mehr für Investitionen vorhanden, beispielsweise in privatisierte Unternehmen.Generelle Kritikpunkt an einem totalen Laisser-faire ist die daraus resultierende Ungleichheit und wirtschaftliche Instabilität. Diese Erkenntnis sieht Stiglitz inzwischen bei der Weltbank angekommen.

Massenprivatisierung 1994-98

Die vom IWF empfohlene Privatisierungsstrategie war eine Privatisierung so schnell wie möglich, egal auf welche Art und Weise. Die russische Privatisierung stand unter einem hohen Druck der verschiedenen Lobbies auf ein schnelle Privatisierung. Doch eine schnelle Privatisierung steht immer auch für eine billige Privatisierung (Kolodko). Es kam deshalb zu einer "Verscheuerung des russischen Tafelsilbers" (Kolodko).

Statt eines Anstieges von Effizienz und Wachstum brachte die Privatisierung die Zerschlagung von Betrieben und Produktionsrückgang. Der
Diebstahl von Firmenvermögen wurde quasi gefördert, Firmen gingen oft an frühere Manager bzw. an Insider, für die klar war, dass ein schneller Zerschlagungsgewinn besser war als ein langes Warten auf Gewinnabwurf durch Produktion. Praktisch über Nacht gelangten einige wenige Oligarchen zu Milliardenvermögen, für die Mehrheit brachte die Privatisierung aber sinkende Einkommen und damit eine wachsende Ungleichheit.

Ein Beispiel für die misslungene Privatisierung in Russland ist das "Loans-for-share-"-Programm. Das Programm sah eine Regierungsanleihe bei Privatbanken vor. Diese befanden sich zumeist in der Hand von "Freunden". Als Sicherheit dienten Beteiligungen an Staatsbetrieben. Anschließend stellte die Regierung offiziell fest, dass sie die Kredite nicht zurückzahlen könne. Die Unternehmen wurden dann versteigert und von befreundeten Oligarchen übernommen. Diese brachten dann das durch Zerschlagung gewonnene Geld schnell außer Landes (Erleichterung gab es dabei durch die vom IWF geforderte Öffnung/Liberalisierung des Kapitalmarktes), da bei instabilen politischen Verhältnissen ein neues Regime jederzeit das Kapital einziehen könnte.

Der Dank der Oligarchen drückte sich dann besonders in der Unterstützung Jelzins im Wahlkampf zur Präsidentschaftswahl 1996 aus, in dem sie ihn mit Geld, Fernsehen, Methoden (z.B. medienfähiges Auftreten) unterstützten.

Die schon beschriebene Kapitalflucht in Verbindung mit Veruntreuung von Geldern führt zu extremen Einnahmeausfällen des Staates. So fanden sich beispielsweise die 11,2 Mrd. US-Dollar des Stand-By-Kredits von 1998 binnen weniger Tage auf ausländischen Konten wieder. Nicht wie die Experten der Weltbank vermutet hatten,binnen weniger Wochen.

Der soziale Kontext
Der IWF betrachtete nicht die sozialen Rahmenbedingungen in denen er die Reformen verordnete, das führte zum Mangel an "Sozialkapital", das heißt "jeder bestiehlt jeden", da nicht Fleiß, sondern politische Beziehungen als Aufstiegsursache anerkannt werden. Das wiederum führt zu einem investitionsfeindlichen Klima und damit zur Verhinderung von markoökonomischen Erfolg. 

5. Die Rolle des IWF bei der Schuldenregelung 

Die russischen Auslandsschulden bestanden zu einem Teil aus den Schulden, die Russland von der Sowjetunion übernommen
 hatte, zum anderen aus den "neuen" Schulden Russlands. Die öffentlichen Schuldner konzentrierten sich im Pariser Club, bestehend aus 19 Mitgliedern, die privaten Gläubiger im Londoner Club, der sich aus etwa 400 Finanzinstituten zusammen setzte. Die Unterstützung der Clubs für Russland bestand zum einen in Zahlungsaufschüben, Zinsstundungen und Umschuldungen sowie Schuldenerlassen. Voraussetzung für ein Abkommen mit den Clubs war stets ein Abkommen mit dem IWF, bzw. die Auszahlung von Tranchen des IWF. Diese Konditionalität barg doppelten "Ärger" für die russische Regierung. Zum einen gab es bei einem Scheitern der IWF-Verhandlungen keine neuen Kredite, zum anderen aber auch keine Schuldenerleichterungen bei den Clubs oder Kredite von anderen Geldgebern. Wie sehr der Schuldendienst den russischen Haushalt belastete, ist daran zu erkennen, dass die Bedienung der Schulden das Erste war, was in der Krise von 1998 eingestellt wurde. 

Ein Problem für die Umschuldungsverhandlungen mit dem Pariser Club war die Frage nach der realen Höhe der Schulden. Russland führte an, dass es ebenfalls Gläubigerland sei, die russischen Schulden also um die russischen Kredite an andere Staaten zu mindern seien. So rechnet Russland die Schulden herunter, die Gläubiger vom Pariser Club dagegen hoch. Auf Grund der selbst vergebenen Kredite, wollte Russland dann auch als Gläubiger in den Pariser Club aufgenommen werden, was schließlich 1997 auch geschah.

Als Beispiel für die Praxis der Umschuldungsabkommen sei hier kurz auf die Abkommen des Pariser Clubs eingegangen. Der exakte Schuldenstand ist aus dem Anhang ersichtlich. Als erstes Abkommen sei das so genannte RUSSLAND I vom 2.April 1993 angeführt. Der politische Hintergrund ist hier das anstehende Verfassungsreferendum, im Vorfeld des Referendums sorgte der Westen für eine massive Unterstützung von Jelzin in die auch RUSSLAND I einzuordnen ist. Darin gewährte der Pariser Club Russland einen zehnjährigen Zins- und Tilgungsaufschub für 15 Mrd. US-Dollar von den 17 Mrd. US-Dollar, die Ende 1992, Anfang 1993 fällig wurden. Für die 1992 fälligen Kredite hatte es bis dahin einen stillsschweigenden Zinsaufschub gegeben. Grund hierfür waren die Meinungsverschiedenheiten zwischen Kreml und Westen, der BRD und USA sowie innerhalb der GUS-Staaten. Das Abkommen legte zugleich auch die russischen Zahlungsverpflichtungen für 1992 fest - 2 Mrd. US-Dollar. Das Abkommen unterlag galt nur bei  Zustandekommen eines Abkommen zwischen IWF und Russland bis zum Oktober 1993. Der Freigabe der zweiten IWF-STF-Tranche vom April 1994 folgte der Pariser Club mit einem weiteren Umschuldungsabkommen (RUSSLAND II, 4.6.1994), welches eine Umschuldung von weiteren 7,2 Mrd. US-Dollar vorsah. Bedingung war die Erfüllung der Auflagen des IWF im Zusammenhang mit der 2. STF-Tranche. Das dritte große Umschuldungsabkommen (RUSSLAND III, 3.6.1995)  folgte auf den Abschluss des Beistandskreditabkommens mit dem IWF vom April 1995 und sah einen Zins-und Zahlungsaufschub in Höhe von 32,5 Mrd. US-Dollar vor, zudem eine Umschuldung von 6,4 Mrd. US-Dollar. Die festgelegten Zahlungsverpflichtungen für 1995 betrugen rund 3,9 Mrd. US-Dollar. Bedingung war wiederum die Erfüllung der IWF-Auflagen. Ein Jahr später, nach der IWF-Bewilligung des 10,1 Mrd. US-Dollar EFF-Kredit zur Unterstützung von Jelzins Präsidentschaftskandidatur, gewährte der Pariser Club in einem langfristigen Umschuldungsabkommen (29.4.1996) Russland die Umschuldung der wichtigsten Verbindlichkeiten in Höhe von 37,5 Mrd. US-Dollar durch Streckung auf 25 Jahre, außerdem wurde die Tilgung auf  sechs Jahre gestundet. Die russischen Zahlungen wurden für 1996 auf 9,5 Mrd. US-Dollar festgelegt. Bedenkt man, dass der IWF-Kredit nur 10,1 Mrd. US-Dollar betrug, so muss man sich wundern, dass die Krise von 1998  nicht schon zwei Jahre vorher eintraf. Es drückten ja außerdem die Schulden bei den privaten Gläubigern des Londoner Clubs.

Der Londoner Club gewährte Russland in einem langfristigen Umschuldungsabkommen (16.11.1995) die Umschuldung von rund 25 Mrd. US-Dollar, bestand aber auf der Abschlagszahlung von 2 Mrd. US-Dollar. Im Restrukturierungsabkommen (11.2.2000) erließ der Londoner Club Russland ein Drittel seiner Schulden (rund 11 Mrd. US-Dollar). Die Restschuld wurde in Eurobonds umgewandelt
.

In der Schuldenpolitik des Westen, als solche kann man die Abkommen von Londoner und Pariser Club bezeichnen, zeigt sich eine gewisse Ambivalenz in der westlichen Russlandpolitik. Einerseits gab man Kredite, um Russland vor dem Kollaps zu bewahren und den politischen Status quo, also Jelzin, zu stützen, andererseits drängte man auf die Rückzahlung von Krediten, was ja durch das Zinsgeschäft Gewinne für die jeweiligen Institutionen bedeutete und brachte damit die Stabilität des russischen Haushalts und Finanzsystems in Gefahr.

6. Kritik am Engagement von IWF und Weltbank

Die Kritik an IWF und Weltbank ist vielseitig. Da die generelle Kritik bereits Gegenstand eines weiteren Referats war, soll in diesem Punkt nur auf die für Russland relevanten Punkte eingegangenen werden. Als erstes stellt sich die Frage, ob der IWF und die von ihm geforderten Reformen nach dem Washingtoner Konsens überhaupt für die Transformation einer plan- in eine marktwirtschaftliche Ordnung geeignet waren, da sie maßgeblich für Entwicklungsländer konzipiert waren. Die radikalen Reformen wurden zudem in einem infrastrukturellen Vakuum durchgesetzt, was entscheidend zum Scheitern der Reformen beitrug, so zum Beispiel das lange Beharren auf einer Überbewertung des Rubels aus Furcht vor einer Inflationsspirale. Ein weiterer, wenn auch etwas generellerer Kritikpunkt sind die hohen sozialen Kosten der Reformen wie ein hoher Reallohnverlust, sinkende Renten und eine wachsende soziale Ungleichheit. In Russland wird die Schere zwischen den wenigen russischen Oligarchen und der breiten Bevölkerung immer größer. 

Ein weiterer Kritikpunkt am IWF ist die Politisierung, das heißt das ständige Abweichen von der IWF-charakteristischen Konditionalität der Kredite. Je nach Standpunkt des Betrachters kann umgekehrt natürlich auch die strenge Konditionalität des IWF kritisiert werden. Kritisch zu betrachten ist auch die Entscheidungsstruktur in IWF und Weltbank, da die Entscheidungen in beiden Institutionen durch die selben Entscheidungsträger getroffen werden wie in der G-7 nämlich die Finanzminister und Notenbankchefs der einzelnen Staaten. Dadurch kommt es zu einer Vermischung von wirtschaftlichen, politischen und finanziellen Interessen in deren Folge mangels Konsens oft auf falschen Vorgehensweisen beharrt wird, sogar dann wenn deren Nichteignung bekannt ist.Gegenstand von Kritik ist auch die hohe Reichweite der IWF- und Weltbankauflagen in die politische Autonomie der Staaten. So präzisierte Camdessus gegenüber Tschernomyrdin die Bedingungen für die Auszahlung einer Anfang 1998 anstehenden Kredittranche. Die Bedingungen sahen unter anderem den Erlass von verschiedenen Regierungsverordnungen im Bereich Budgetpolitik, die Einbringung eines bestimmten Gesetzesentwurfes in die Duma sowie die Publikation eines Ukas des Präsidenten vor.  "Wozu brauchen wir dann noch eine Regierung?", fragte darauf die Nezavisimaya gazeta von Boris Berezovsky
. Sicherlich nicht ganz uneigennützig, aber dennoch berechtigt. In diese Kritik reiht sich auch die Wiedereinsetzung der geschassten Reformer Tschubais und Nemzow auf Druck des IWF ein. Stiglitz sieht den Hauptkritikpunkt in der Verabsolutierung der Instrumente des IWF. Die Werkzeuge von IWF und Weltbank, die zu Wachstum und Wohlstand führen sollten, -  finanzielle Stabilität, geringe Inflation, stabiler Außenhandel - wurden mit der Zeit verabsolutiert, d.h. selbst zum Ziel. Der Einfluss auf die gesamtwirtschaftliche Situation (Output, Konsum, Investitionen, Arbeitslosigkeit) wurde nicht beachtet
. Ein genereller Kritikpunkt ist auch die Eignung der Weltbank als Hilfsorganisation, das heißt die eigentliche Unterstützung für Russland waren, ebenso beim IWF, verzinste Kredite, die zurück zu zahlen waren. Durch das Zinsgeschäft mussten IWF und Weltbank auch bei ihrer "Unterstützung" keine Verluste erleiden.

7. Fazit

Die Unterstützung Russlands durch die Weststaaten fand maßgeblich unter Federführung von IWF und Weltbank statt, da etwa für die USA keine bilaterale Hilfe möglich war. Verschiedene Interessen und begrenzte finanzielle Möglichkeiten verhinderten eine frühere Unterstützung der russischen Transformation. Bei der späteren Unterstützung standen IWF und Weltbank unter hohem politischen Druck auf ihre Konditionalität zu verzichten, bzw. diese auf zu weichen. Das führte dazu, dass IWF und Weltbank zwar Auflagen erteilten, diese von Russland aber nicht eingehalten wurden, auch zum Teil nicht eingehalten werden konnten. Was auch nicht unbedingt nötig war, da der IWF in den meisten Fällen ja doch zahlte, man sich für "too big to fail" hielt. Diese Tendenz zum "moral hazard" war bei IWF und  Weltbank zwar bekannt, wurde aber stillschweigend toleriert.

Die Wirtschaft bekamen IWF und Weltbank durch ihre Washingtoner-Konsens-Reformen nicht auf Wachstumskurs. Ende 2000 dümpelte das Bruttoinlandsprodukt (BIP) immer noch bei etwa 50% des BIP von 1989. Ein kleines Wirtschaftswachstum gab es erst durch die Effekte der Freigabe des Rubels gegen den sich der IWF so lange gesperrt hatte.

Durch die Kritik, auch innerhalb des IWF und Weltbank, an dem Vorgehen der Institutionen liegen seit Mitte der 90er Jahre die sozialen Folgen der Reformen mehr im Fokus von IWF und Weltbank, ebenso die infrastrukturelle Einbettung der Reformen. Diese Ansicht vertritt besonders Kolodko. Der Washingtoner Konsens beeinflusste seiner Meinung nach die Transformation, aber die Transformation reformierte den Washingtoner Konsens
.  Das heißt eine gesunde finanzielle Basis und Deregulierung sind nicht die einzig entscheidenden Faktoren, sondern auch die Institutionen, die Aufsicht über die Finanzmärkte, die Regierungspolitik, neue Gesetze, neue Organisationen sowie Veränderungen im Akteursverhalten. Missstände in der Wirtschaft sind nicht nur auf Versagen der Politik, sondern vielmehr im Versagen des Wettbewerbes zu begründen. So genügt es beispielsweise nicht landwirtschaftliche Monopole zu brechen, es muss auch ein Markt vorhanden sein. Dieser gewandelte Ansatz wird auch als "Post-Washingtoner-Konsens" bezeichnet. Es bleibt aber fraglich inwieweit der "neue Konsens" in der Praxis dann tatsächlich auch angewandt wird.
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Transition to a market economy and sustained growth. Implications for the post -Washington- consensus. Grzegorz W. Kolodko. aus: Communist & Postcommunist Studies 3 / 99

Russia and the IWF: Meeting the Challenges of an Emerging Market and Transition Economy. (1998) Ansprache Michael Camdessus vor dem US-Russia Business Council am 1. April 1998.  www.imf.org 

Jahresberichte / Länderberichte / sonstige Statistiken von IWF / Weltbank

Statistiken der russischen Zentralbank (www.cbr.ru)

Statistiken des Statistischen Bundesamtes 

Daten des Pariser Clubs (www.clubdeparis.org)

8.2 Definition der "SystemTransformationsFazilität"

"Diese temporäre Fazilität,..., ist darauf angelegt, finanzielle Hilfen an Mitglieder zu gewähren, die sich wegen gravierender Störungen ihrer traditionellen Handels- und Zahlungssysteme in Zahlungsbilanzschwierigkeiten befinden. Solche Störungen können sich ausdrücken in (1) einem scharfen Rückgang der gesamten Exporteinnahmen infolge der Umstellung von einem überwiegend auf nicht-marktbasierten Preisen fußenden Handel zu einem multilateralen, marktbasierten Handel; (2) einem beträchtlichen und dauerhaften Anstieg der Nettoimportkosten als Folge des Übergangs zu Weltmarktpreisen, insbesondere für Energieprodukte oder (3) einer Kombination beider Umstände."

(Quelle: IWF / CPD)
8.3 Verwendete Abkürzungen

AKV

Allgemeine Kreditvereinbarungen

CCFF

Compensatory and Contingency Financing




(Kompensations-und Eventualfinanzierung)

CBR

Russischen Zentralbank

EFF

Extended-Fonds Facility




(Erweiterte Fondsfazilität)

IWF

Internationaler Währungsfond

STF

Systemtransformationsfazilität
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